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Schuldner vorgehender Gesamtgläubiger zueinander im Pro­
zeß.

Aus dem materiellen Recht ergibt sich, daß der einzelne 
Gesamtgläubiger durch Entgegennahme der Leistung des 
Schuldners die Forderung der Gläubigergemeinschaft zum Er­
löschen bringen kann. Daraus muß man m. E. schließen, daß 
dem einzelnen Gesamtgläubiger auch alle anderen auf das 
Erlöschen der Forderung gerichteten Dispositionen zustehen, 
selbst der Erlaß der Forderung, der in dem Sinne verstanden 
werden könnte, daß die Leistung an diesen Gläubiger mit der 
Folge als erbracht anzusehen ist, daß sich das Forderungsrecht 
der anderen Gesamtgläubiger nunmehr nur noch auf den 
Ausgleichsanspruch gegen den die Forderung erlassenden 
Gläubiger beschränkt. Natürlich wäre es denkbar, daß sich 
durch eine solche Disposition eines der Gesamtgläubiger die 
Lage der anderen Gesamtgläubiger verschlechtert. Aus dem 
Wesen der Solidargemeinschaft muß man jedoch schlußfol­
gern, daß sich ein Gesamtgläubiger immer auch das Verhalten 
und die materielle Lage des anderen Gesamtgläubigers an­
rechnen lassen muß. Verfahrensrechtlich könnte das bedeuten, 
daß der Prozeß gegen den Schuldner beendet und eventuell 
mit einer neuen Prozeßparteienkonstellation (Gesamtgläubi­
ger gegen Gesamtgläubiger) und mit einem anderen Anspruch 
(Ausgleich zwischen den Gesamtgläubigern) weiterzuführen 
wäre.

Läßt man derartige Dispositionen, die m. E. jedem der Ge­
samtgläubiger auch dann zustehen, wenn sie gemeinsam ge­
gen den Schuldner klagen, jedoch außer Betracht, so muß bei 
gemeinsamem Vorgehen der Gesamtgläubiger die erstrebte 
Entscheidung letzten Endes eine einheitliche sein. Klagt ein 
Gesamtgläubiger allein, darf es im Prinzip kein anderes Er­
gebnis geben. Dem könnte durch eine Verfahrensweise ent­
sprochen werddn, die mit den obigen Betrachtungen und Vor­
schlägen zur Gesamtschuldnerschaft übereinstimmt.

Bleibt noch die Frage zu beantworten, ob sich der Schuld­
ner gegen Klagen weiterer Gesamtgläubiger wehren kann, 
wenn er bereits auf Klage eines Gesamtgläubigers hin verur­
teilt worden ist. Den Einwand der Rechtskraft kann der 
Schuldner gegen den weiteren Gesamtgläubiger nicht erhe­
ben. Auch sonstiges fehlendes Rechtsschutzbedürfnis kann der 
Schuldner nicht einwenden, denn der weitere Gesamtgläubiger 
kann aus dem bestehenden Titel für sich keine Vollstrek- 
kungsrechte ableiten. Der Schuldner kann weiteren Klagen 
nur durch Erfüllung seiner Verpflichtung entgegenwirken.

d) Geltendmachung der Ansprüche von Miteigentümern
und Miterben durch einen zugunsten aller

Ein Anspruch kann mehreren Personen dergestalt zustehen, 
daß er zwar von jeder selbständig, aber nur zugunsten aller 
geltend gemacht werden kann. Die Eigentümlichkeit der Kla­
gen von Miteigentümern (§ 40 ZGB) oder Miterben (§ 400 
Abs. 3 ZGB) — die grundsätzlich auch im Prozeß nicht Ver­
treter der anderen sind — besteht darin, daß die Kläger Rechte 
zugunsten aller Miteigentümer oder Miterben geltend machen.

Daraus kann man den Schluß ziehen, daß alles, was sich 
im Verfahren zugunsten der Mitberechtigten ergibt, auch für 
sie bestimmte Wirkungen begründet. Dies gilt z. B. für die 
mit der Klageerhebung verbundene Hemmung der Verjäh­
rung und m. E. auch für die dem Klageanspruch entsprechende 
Einigung oder Entscheidung. Sofern vom Kläger im Prozeß 
unaufschiebbare Handlungen i. S. des § 36 Abs. 2 ZGB bzw. 
notwendige Maßnahmen i. S. des § 400 Abs. 2 ZGB vorgenom­
men bzw. getroffen werden, müssen auch diese bindende Wir­
kungen für die anderen Berechtigten auslösen. Andere Ver- ' 
fügungen des Klägers sind mit Wirkungen für die weiteren 
Berechtigten nur im Rahmen des § 37 bzw. der §§ 400, 401 
ZGB zulässig. Insofern ist alles, was letzten Endes auf eine 
Verfügung über den Anspruch hinausläuft, unzulässig und 
bleibt ohne Wirkungen für die anderen Berechtigten, es sei 
denn, deren Zustimmung zu der Verfügung liegt vor.

Aus allem folgt, daß die prozessuale Stellung des Klägers 
in bestimmtem Maße eingeschränkt ist. Eine gerichtliche Eini­
gung kann er nur abschließen, sofern über den Anspruch nicht 
unzulässig verfügt wird. Eine Einigung, die das Anerkenntnis 
des Anspruchs zum Inhalt hat, ist somit möglich. Kommt eine 
Klagerücknahme einer Verfügung über den Anspruch gleich —

weil sie z. B. den Eintritt der Verjährung auslöst —, müßte sie 
von der Zustimmung der anderen Berechtigten abhängig sein. 
Dies bedeutete allerdings, eine bedingte Klagerücknahme ein­
zuführen; sie wäre ersetzbar durch eine Aufforderung an die 
anderen Berechtigten, den Rechtsstreit fortzusetzen.

Die Rechtskraft der Entscheidung bzw. die Verbindlichkeit 
der Einigung, die im Prozeß nur eines der Berechtigten gegen 
den Schuldner erzielt wurde, betrifft im Prinzip nach der all­
gemeinen Regelung nur diese als Verfahrensbeteiligte. Frag­
lich ist allerdings, ob die anderen Berechtigten, da das den 
Anspruch zuerkennende Urteil bzw. die entsprechende Eini­
gung auch zu ihren Gunsten lautet, zur Durchsetzung des ge­
meinsamen Interesses aus dem Vollstreckungstitel für sich 
Rechte ableiten können oder ob sie — z. B. weil der Mitberech­
tigte, der die Entscheidung bzw. Einigung mit dem Schuldner 
herbeigeführt hat, es unterläßt, die Vollstreckung zu betrei­
ben — nunmehr selbst klagen müssen. Der Fall liegt hier an­
ders als bei der Gesamtgläubigerschaft. Nach meiner Mei­
nung ist eine Klage der anderen Berechtigten gegen d^i 
Schuldner wegen des fehlenden Rechtsschutzbedürfnisses un­
zulässig. Die anderen Berechtigten können zur Durchsetzung 
ihrer Interessen Klage gegen den Miteigentümer bzw. Mit­
erben auf Abgabe einer Willenserklärung erheben, nämlich 
auf Stellung eines Vollstreckungsantrages aus dem vorliegen­
den Titel. Auf diese Weise bleibt es dem Schuldner erspart, 
u. U. mehrfach verklagt zu werden.

Klagen mehrere der Berechtigten oder alle gegen den 
Schuldner, ist ihre getrennte Behandlung im Verfahren aus­
geschlossen. Das Prozeßergebnis muß einheitlich sein. Ver­
fügungen über den Anspruch können wirksam nur von allen 
gemeinsam vorgenommen werden, es sei denn, es handelt sich 
um unaufschiebbare Handlungen i. S. des § 36 Abs. 2 ZGB bzw. 
um notwendige Maßnahmen i. S. des § 400 Abs. 2 ZGB. Be­
hindert einer der Berechtigten durch sein Verhalten die 
zweckentsprechende Interessenwahrnehmung, kann ein Zwi­
schenstreit über die Verwaltung angebracht sein (§ 36 Abs. 1 
ZGB). Allein Inaktivität eines Klägers macht dies in der Re­
gel jedoch nicht erforderlich. Selbst bei Nichterscheinen eines 
der Kläger wird eine Entscheidung mit Wirkung auch für ihn 
möglich sein.

e) Tatsächlicher Zusammenhang von Ansprüchen

Zwischen mehreren Ansprüchen kann ein Zusammenhang 
bestehen, der lediglich tatsächlicher Natur ist. Diese Fälle dür­
fen nicht mit denen der o. g. ersten Kategorie verwechselt 
werden; dort kann es sich um Fälle handeln, die auf einem 
im wesentlichen gleichartigen Tatsachenfundament beruhen, 
allerdings ohne den Zusammenhang aufzuweisen, auf dem 
hier die Betonung liegt.8

Die Ansprüche der Kläger stützen sich, was die Ursachen 
betrifft, auf einen gemeinsamen Sachverhalt. Insofern bedarf 
es im Verfahren letztlich einer einheitlidjen Entscheidung. Da 
die Ansprüche aber Ausdruck eines konkreten Ursache-Wir- 
kung-Zusammenhangs sind und die Wirkungen bei gemein­
samer Ursache völlig unterschiedlich sein können, müssen die 
Entscheidungen über die Ansprüche selbst keineswegs not­
wendig einheitlich sein. Die Sachlage ist also ähnlich der bei 
der Teilgläubiger- bzw. Teilschuldnerschaft. Es läßt sich je­
doch nicht So deutlich wie bei diesen zwischen Grund und 
Höhe des Anspruchs unterscheiden.

Da sich die Notwendigkeit einheitlicher Entscheidung in 
diesen Fällen nicht generell festlegen läßt, erwächst den Ge­
richten eine besondere Verantwortung. Sie haben alles zu tun, 
um widersprüchliche Prozeßergebnisse auszuschließen. Eine 
darüber hinausgehende gegenseitige Abhängigkeit der Prozeß­
parteien voneinander erscheint jedoch nicht geboten. Die 
Rechtsstellung der einzelnen Kläger und Verklagten gleicht 
der, die für die Fälle der ersten Kategorie dargelegt wurde.

8 Ein tatsächlicher Zusammenhang besteht z. B. dann, wenn meh­
rere Mieter wegen unterschiedlicher Ansprüche, die durch den 
baulichen Zustand eines Gebäudes bedingt sind, ihren gemeinsa­
men Vermieter verklagen (vgl. ZPO-Kommentar, a. a. O., 
Anm. 2. 3. zu §11 [S. 37]) oder wenn mehrere Grundstückseigen­
tümer gemeinschaftlich in einer Klage vom Eigentümer eines 
Nachbargrundstücks die Unterlassung einer Störung verlangen 
(vgl. BG Potsdam, Urteil vom 7. März 1979 - 1 BZB 246 78 - NJ 
1980, Heft 3, S. 140).


